Stadt Burgdorf Vorege i TBV 2020 1268
Der Biirgermeister oo 28.95.2029
g Federflhrung: 61 Stadtplanung und
Umwelt
Aktenzeichen: 61.026.002-
2019/001462
Beschlussvorlage offentlich
Betreff: Bebauungsplan Nr. 4-06 "Feuerwehr Schillerslage” -

Satzungsbeschluss (gem. § 10 Abs. 1 BauGB)
Bezugsvorlagen: BV 2019 1010, BV 2020 1157

Beratungsfolge: o Abstimmungsergebnis
Datum Zustandigkeit Ja Nein Enth.

Ortsrat Schillerslage 11.06.2020 Anhérung

Ausschuss fir Umwelt, Stadt- 06.07.2020 Vorberatung

entwicklung und Bau

Verwaltungsausschuss 07.07.2020 Empfehlung

Rat 09.07.2020 Entscheidung

Finanz. Auswirkungen in Euro Produktkonto ErgHH | FinHH

Einmalige Kosten: € L] L]

Laufende Kosten: € ] L]

Haushaltsmittel stehen zur Verfligung: []ja [ ] nein

Beschlussvorschlagqg:

A) Von den Ergebnissen der in der Begrindung in Kapitel V.2 wiedergegebenen Beteili-
gungsverfahren
e Der in der Zeit vom 28.10. bis 11.11.2019 durchgefiihrten friihzeitigen Of-
fentlichkeitsbeteiligung gemaB § 3 Abs. 1 BauGB,
e Der mit Schreiben vom 02.10.2019 durchgefiihrten friihzeitigen Beteiligung
der Behdrden gemaB § 4 Abs. 1 BauGB,
e Der in der Zeit vom 02.03. bis 03.04.2020 durchgefiihrten &ffentlichen Ausle-
gung gemal § 3 Abs. 2 BauGB sowie
e Der mit Schreiben vom 21.02.2020 durchgefiihrten Beteiligung der Behdrden
gemaB § 4 Abs. 2 BauGB
wird Kenntnis genommen. Die in der Begrindung in Kapitel V.2 beschriebenen Ab-
wdgungsvorgange werden beschlossen.
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und

B) Satzungsbeschluss:
Der Bebauungsplan 4-06 ,Feuerwehr Schillerslage" wird unter Berlicksichtigung der Er-

gebnisse der Beteiligungsverfahren und der Ergebnisse der Umweltprifung in der Fas-
sung vom 15.05.2020 als Satzung sowie die Begriindung in der Fassung vom

15.05.2020 beschlossen.

(Pollehn)
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Sachverhalt und Begriindung:

Der Verwaltungsausschuss hat am 18.02.2020 dem Entwurf des Bebauungsplans 4-06
~Feuerwehr Schillerslage™ zugestimmt und die o6ffentliche Auslegung gemaB § 3 Abs. 2
BauGB sowie die Beteiligung der Behérden gemaB § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. Der Be-
bauungsplan inkl. Begrindung und Umweltbericht lag in der Zeit vom 02.03. bis 03.04.2020
offentlich aus (siehe Hinweis zur aktuellen Corona-Situation unten). Die Behérden wurden
mit Schreiben vom 21.02.2020 um Stellungnahme gebeten.

Die Stellungnahmen sind in der Begrindung in Kapitel V.2.3 und V.2.4 mit den entspre-
chenden Abw&gungsvorschldgen dargestellt. Anderungen der Planung haben sich aus den
Anregungen und Hinweisen zum Entwurf nicht ergeben. Alle redaktionellen Anderungen sind
im Planteil und in der Begrindung grau hinterlegt. Dies betrifft im Wesentlichen nur einen
erganzenden Hinweis zum Einsatz von Photovoltaikanlagen ab einer GréBe von 200 m2, der
aus einer Stellungnahme zur 62. Anderung des Fladchennutzungsplans der Bundesnetzagen-
tur, Referat 226 (Richtfunk, Flug-, Navigations- und Ortungsfunk) hervorgeht. Ein entspre-
chender Hinweis wurde in den Bebauungsplan fir den Fall aufgenommen, dass auf dem
Dach des Feuerwehrgeratehauses eine entsprechend umfangreiche Photovoltaikanlage be-
trieben werden soll. Weitere redaktionelle Anderungen dienen nur der Klarstellung.

Hinweis zur aktuellen Corona-Situation in Bezug auf die o6ffentliche Auslegung:

Wie oben beschrieben, fand die o6ffentliche Auslegung zum Entwurf des Bebauungsplans
4-06 ,Feuerwehr Schillerslage" in der Zeit vom 02.03. bis 03.04.2020 statt. Mit SchlieBung
der Rathauser vom 16.03. bis heute (Stand: 26.05.2020) konnte diese offentliche Ausle-
gung ab dem 16.03.2020 nur noch eingeschrankt durchgefiihrt werden. Die Stadtverwal-
tung hat dazu die Bauleitplane am Haupteingang des Rathauses IV platziert, so dass sie von
auBen einsehbar waren. Es wurde auBerdem ein Hinweis angebracht, dass eine Einsicht in
die Auslegungsunterlagen (Planentwurf und Begrindung) nach telefonischer Anmeldung
maoglich ist. Auch auf die verfligbaren Unterlagen im Internet wurde hingewiesen.

Dieses Vorgehen entspricht jedoch nicht den rechtlichen Vorgaben, die der Gesetzgeber an
eine offentliche Auslegung knipft. Dazu muss eine Einsichtnahme in die Auslegungsunterla-
gen ohne Hiurden und in anonymer Form mdglich sein. Eine ausschlieBlich digitale Ausle-
gung im Internet ist nach bisheriger Gesetzesinterpretation nicht rechtskonform.

Die Vorgehensweise der Stadt stellte in dieser Situation, die fur die Verwaltungen auf kom-
munaler, Landes- und Bundesebene bisher beispiellos ist, die einzig sinnvolle Vorgehens-
weise dar, um die offentliche Auslegung unter Wahrung der gréBtmdglichen Transparenz
und Beteiligungsmdglichkeiten zu gewéhrleisten. Anfragen fir Einsichthahmen sind im Aus-
legungszeitraum nicht eingegangen. Auch Stellungnahmen aus der Offentlichkeit zu der
Auslegung wurden nicht abgegeben.

Parallel zur o&ffentlichen Auslegung wurde auf kommunaler Ebene sowie auf Regions- und
Landesebene nach Informationen gesucht, wie laufende Auslegungen rechtssicher durchge-
fuhrt werden kénnen. Die Hauptverwaltungsbeamten in der Region Hannover einigten sich
zwischenzeitlich in einer Telefonkonferenz am 31.03.2020 darauf, die Verfahren weiterzu-
fihren und nicht zu wiederholen.

Um der v. g. Rechtsunsicherheit zu begegnen, stimmte nun der Bundesrat am 15.05.2020
einem Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemaBer Planungs- und Genehmigungsverfahren
wahrend der COVID-19-Pandemie zu, dem sog. ,Planungssicherstellungsgesetz" (PlanSiG).
Es ist zu erwarten, dass das Gesetz in Kirze bekanntgemacht wird und damit in Kraft tritt.

Das PlanSiG gilt u.a. fur Bauleitplanverfahren und ermdéglicht Verfahrensalternativen fir
Kommunen, die eine offentliche Auslegung unter den derzeit geltenden Voraussetzungen
nicht gewahrleisten kénnen, z. B. in Form einer Auslegung der Unterlagen in einem separa-
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ten, frei zuganglichen Raum. Das Gesetz ermdglicht es, dass die betroffenen Kommunen
ihre Auslegung durch eine Veroffentlichung im Internet ersetzen kénnen (§ 3 Abs. 1 Plan-
SiG). Daneben soll ein zusatzliches Informationsangebot (bspw. fiir Interessierte ohne In-
ternetzugang) geschaffen werden, soweit dies der Kommune den Umstanden nach mdglich
ist (Soll-Vorschrift). Es ist zwingend in der Bekanntmachung zur Auslegung auf das PlanSiG
zu verweisen, sofern diese Verfahrenserleichterungen in Anspruch genommen werden.

Das PlanSiG kann gemé&B § 6 ,Ubergangsregelung" auch auf Verfahren angewendet werden,
die bereits vor dem Inkrafttreten des PlanSiG begonnen wurden und noch nicht abgeschlos-
sen sind. Verfahrensschritte, die bereits begonnen wurden, sind jedoch zu wiederholen,
wenn die Verfahrenserleichterungen in Anspruch genommen werden sollen (§ 6 Abs. 1
PlanSiG). Das Gesetz gilt also nicht nur fir neu zu beginnende Verfahren.

Die Verwaltung kommt nach Abstimmung mit Vertretern der Region Hannover (Dezernat
Umwelt, Planung und Bauen) zu der Einschatzung, dass eine Wiederholung von Verfahrens-
schritten nach dem neuen Gesetz im Einzelfall zu entscheiden ist: Insbesondere bei komple-
xen Verfahren oder bei mangelnder Akzeptanz von Planverfahren sollten Verfahrensschritte
wiederholt werden, um eine moéglichst groBe Rechtssicherheit zu erlangen.

Die Verwaltung empfiehlt, die 6ffentliche Auslegung nicht zu wiederholen, sondern den Sat-
zungsbeschluss fiir den Bebauungsplan zu fassen.

Zu den Griinden: Das Verfahren fir den Bebauungsplan 4-06 ,Feuerwehr Schillerslage™ wird
als vergleichsweise ,einfaches Verfahren™ eingestuft. Der Standort der Feuerwehr wird le-
diglich von einer StraBenseite auf die andere verlegt. Die Akzeptanz in der Bevoélkerung ist
hoch, so dass auch wahrend des gesamten Verfahrens keine Stellungnahmen aus der Of-
fentlichkeit eingegangen sind. Auch im Hinblick auf die Belange des Umweltschutzes konn-
ten keine Belange festgestellt werden, die nicht im Bebauungsplan gelést werden konnten.
Die Verwaltung hat mit den eingangs beschriebenen Méglichkeiten der Einsichtnahme der
Unterlagen nach SchlieBung der Rathduser einen aus ihrer Sicht umsichtigen Kompromiss
gefunden, der die ,physische™ Auslegung trotz widriger Umstande weitestgehend sicherstell-
te.

Eine erneute Auslegung des Bauleitplans wirde eine Verzdégerung des Verfahrens um etwa
5-6 Monate bedeuten, da aufgrund der Sitzungsreihenfolge der Ortsrat Schillerslage im Sep-
tember nach der erneuten Auslegung nicht mehr erreicht werden kann und eine Beratung
des Satzungsbeschlusses dann voraussichtlich erst im November/Dezember erfolgen kann.

Anlagen:
- Bebauungsplan 4-06 ,Feuerwehr Schillerslage™; Stand: 15.05.2020
- Begriindung zum Bebauungsplan 4-06 ,Feuerwehr Schillerslage™; Stand: 15.05.2020



	Text3
	ref_voname
	Datum
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Kontrollkästchen10
	FAuswirkung
	Anlage
	Sachverhalt

